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Sandomierz, den 1. Februar 1918. 


E= aai = 
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AMTLICHER TEIL. 


Nr. 12. 


Polizeihundestationen im Kreise. 


Mit 1. Jänner 1918 wurde in Osiek im Anschlus- 


se an den dortigen Feldgendarmerieposten eine Poli- 


o E a oo — 
Polizeihundestation 
in 


Sandomierz 


E Im omn tó w 


een 


ar mer A TEE en e EEE MUT 


Die Bestimmungen betreffend die Inansprnch- 
nahme der Polizeihuude werden neuerlich zur Erin- 


nerung gebracht und zwar: 


Die Herauziehuug des Polizeihundes kann nur 


zeihundestation errichtet und derselben als Rayon der 
Osiek, Zanniow und Tursko 


Bereich der Gameinden 


zugewiesen. 


Dis Raoyne der Polizeihundestetionen umfassen 


gegenwärtig nachstehende Gemeinden: 


ee WETTER 


Zu deren Rayone gehörende Gemeinden 


Sandomierz, Dwikozy, Zawichost, Wılszyoe, 
Obrazów und Samborzee. 


Klimontów, Koprzywnica, Jurkowice und Lipnik, 


Osie. Łoniów und Tursko, 


Staszów, Wiśniowa, Rytwiany und Pofauieo. 


zur nn nn. | 


im Wege der Gerichte bezw, der Gendarmerieposten 
geschehen, 

Auf private Reqnisitionen wird die Polizeihun- 
destation nieht; rea ieren und haben sioh deshalb alle 


Parteien in dieser Beziehung uuter Bekanntgabe des 


Falles und der Tatortes, der Art und des Zeitpunktes 
der Tatverübung an den nächstgelegenen Gendarme- 


rieposten zu wenden. 


Im allgemeinen soll der Polizeihund nur bei 


schwereren Straftaten und dann in Aktion treten, 
wenn die gegebenen Verhältnisse die Verwendung eines 
Polizeihundes tatsäohtlich erheischen und die Letztere 


voraussichtlich einen Erfolg erwarten lässt. 


Es soll zwischen dem Zeitpunkte der Tatver- 
übung und der Inansprnelnahme des Polizeihundes 
kein allzulanger Zeitraum liegen und muss inzwischen 
für die tunliohste Absperrung des Tatortes und des- 
sen Umgebung in möglichst grossem Umkreise gesorgt 
werden, Ist es ein Haus, so ist es notwendig Jeder- 
mann von den Türen und Fenstern fern zu halten, 
durch welche der Verbrecher etwa die Flucht ergrief- 


fen haben könnte, 


Sind vom Täter am Tatorte Gegenstände zurück- 


geblieben, so muss Sorge gelragen werden, dass 


dieselben möglichst unberührt bleiben. 


Auch Fussspuren sind in gleicher Weise zu 
sichern, jedoch dürfen dieselben mit anderen Gegen- 


släuden nicht zugedeckt; werden. 


Die ım An tsblatt Nro. 18, ex 1916 Punkt 10, 
Nro, 2. ex 1417 Funskt 4. und Nro. 15, ex 1917 Punkt 
3. verlautoarten Kuudmachungen treten ausser Kratt, 


E. Nr. 264! VA. 
Nr. 13. 


Parteienverkehr bei der Liquidatur 
der Rohstoiizentraie des M., G. G. 


und die Einlöiung bzw. 


Dar Parteienverkehr 
Auszahlung persönlich durch die Parteien überreich- 
ter Bescheinigungen findet statt nur un Dienstagen 
und Donnerstagen und falls auf einen dieser Tage 


ein Feiertag fällt, an darauffulgendem Trage. 


Nr. 14, 


Bekämpfung des Wohnungswuchers. 


In den Städten uud Märkten des Kreises sind 
Fälle vorgekommen das Hausbesitzer Mietpaıteien 
die ihre Verpthehtungen erfüllen, kündigen und 


delogieren um auf diese Weise einen übermässig 
hohen Mietzins zu erlangen, weloher in keinem Ver- 


hältnisse zu den jetzigen Teuerungsverhältnissen steht. 


Zwecks Bekämpfung dieses Wohnungswuchers 
werden die Schulligen in Hinkunft im atdminisrativen 
Wege rücksicutles bestraft werden. 


Es wird beigefügt, dass eine angemessene Erhö- 
hung des, vor dem Kriege festgesetzten Mietzinsea 


nieht als Wehnungswucher zu betrachten ist. 


Nr. 15. 


Kapitairentensteuer und spezielle Renten- 
stener. 


Der dritte Absatz der h.ä, VexrlantbLarung Amts- 
blais Nr. 11. vom 15. September 1457 wird Absatz T. 
`n dieser Beziehung riehtiggesteilt, dass der Satz der 
speziellen Rentensteuer von den mit Wertpapieren 
Rechnungen 0.896/0 nicht 


versicherten laufenden 


aber 0.2150 beträgt. 


W. S. Nr. 98,570|17. 


Nr. 16. 
Beschlagnahme von Stroh. 


Durchfütrungsbestimmungen zur der im Amtsblatte 

St. ii. Nr. 9. verlautbarten Verordnung des M G. G. 

vom 20. Dezembor 1917, W. 5. Nr. 69384 (Vag. Bi. 
ir. 99.) betreffend Beschlagnahme von Streh. 


In Durchführung der Vdg. vom 20. Dezember 


i917 Vdg. Bl. Nr. 99. betreffend die Besohlagnahme 


von Stroh, wird wie folgt vertügi: 


Gen ET 
St. III. 


Verbraucksnormen. 


TE 


` 


Als Höchstausmsss der zulässigen Verfütterung 
von Stroh oder Verwendung von Stroh zu Streu- 


zwecken werden felgende Normen festgesetzt: 


Für die Zeit vom 15. Dezember 1947, bis zur 
neuen Ernte darf pro Stück, gleichgiltig ob es sioh 
oder Versorgungsberechtigte Per- 


um Produzenten 


souen (Nichtproduzenten) handelt; 

a) für Pierde über 2 Jahre und Rinder über 
6 Monate zur Verfütterung und zu Streuzwecken 
insgesamt höchstens 12 mg; 

b) für Pferde bis zu 2 Jahren und Rinder bis 
zu 6 Mönaten zur Verfütterung und zu Streuzwecken 


insgesamt höchstens 6 mq. verwendet werden. 


Die Aufteilung der Verbrauchsquote auf die ein- 


zelnen Monate geschieht wie folgt: 


für Dezember 1917 (15 Tuge) ad a) 100 kg. ad b) 50 kg. 


„ Jänner 1918 ee A 
„ Februar r „m 200, nn U, 
„ März a a |) a I00 „ 
„ April A ee LN 
„ Mai n a O 60 4 
„ Juni s ER DD, 
n Juli n nn 100 n N bO ” 


Versorgung der Nichtproduzenten, 
82. 


Die Nichtproduzenten d,i. sowohl die Landwirte 
wie auch Nichtlaudwırte, die Stroh benötigen, haben 
ihren auf Grund der Verbrauchsguote festgestellten 
Bedarf bis längstens 15. Jänner 1919 beim zuständi- 


gen Kreiskommando auzumelden. 


Nach Überprüfung dieser Augaleu hat das Kreis- 
kommando dem Anmeldenden eine Beschewigung, 
die ihm zum Einkaufe des uach $ 1 festgestellten 
Strobquantums und zur Überfuhr per Fuhre aus dem 


angegebenen Bezugsort berechtigt, auszustellen, 
Die Bescheinigung berechtigt jedoch zum Ein- 


kaut und Überfuhr von Stroh nur bis zum 15. Februar 
1918 iuklusive. 


‚ Eine Verlängerung dieser Frist kann in beson- 
derst berücksiehtigungswürdigen Fällen vom betref- 


fenden Kreiskommando bewilligt werden, 


Einkaufsberechliyung der Polnischen Futterzentraie. 


Die Übernahme des beschlagnahmten Strohs, 
die Kontrolle und der Zuschub zu den Balınverlade- 
stationen erfolgt nach den Bestimmungen der Durch- 
führungsbestimwungen zur Verordnung vom 3, Jali 
1317, WS, Nr. 8495117 betreffend die Beschlagnahme 
von Heu. (Abs. IL a, b) und d) dieser Vdg.) 


Transportlegitimationen. 
Ss 4, 


Die Legitimationen, welche zum Einkaufe bzw. 
Übernahme ven Stroh berechtigen, wie auch die vom 
Kreiskommando ausgestellien Bescheinigungen ($ 4) 
bilden zugleich die Legitimation tür den Transport 
von Stroh per Fuanren 

Nur jene Mengen, welche als Futter resp. Streu- 
stroh für die Daner vou drei Tagen tür Pierde, bzw, 
be- 


uöuigt werden, dürfen ohne Transporilegitimation und 


Ochsen, weiche das betreffeude Quantum führen, 


ohne j.dwede teritoriale Beschiäukung witgetührs 


werden, 
In diesem Felle siud 6 kg. pro Stück und Tag 


zu berechuen, 


s Bahn- und Schifftransporte. 
§ b 
Der Transport von Stroh auf nosmalspurigen 
Bahnen kaun uur auf Gruud vou mit Stampiglie der 
E V. Z. des MGG. m Lublium und Untersolritt 
„Leutuant von Mochnacki* verseheneu Fraohtbriefe 


erfo,gen. 

Sämtliche audere Frachtbriefe ‚aueh die Fracht- 
briete der B. V, Z. mit Unterschritt „Obit, Redlich*) 
werden gleichzeitig als ungiltig erklärt. 

Die Transporte mit den Kleinbahnen aller Art, 
per Schiff (Galeeren} erfolgen: auf Grund der Bınkeufs- 


bzw, Übernahmslegitimaticn. 


St. IIL 


Kontrollmassnahmen. 


8 6. 


Mit der Überwachung der 


obigen Anordnungen, 


Ausführung aller 
Beauf- 


sichtigung der Tätigkeit der Rauhfuttereinkaufsstellen, 


insbesondere mit der 


bzw. der Kreisvertreter derselben sowohl binsichtlieh 
der Lieferungen für die M, V. als such bezüglich der 
Deckung des Lokalbedarfes wird das Kreiskoinmando 
landwirtschaftlishen Referenten und die 


den ihm 


zugewiesenen Hilfsorgane betrauen. 
Zwangsmitteln. 
8 7. 


Weigert sioh der Produzent, das besohlagnahmte 
Stroh der Rauhluttereinkaufsstelle zu verkaufen, so 
hat sioh der Kreisvertreter der Einkaufsstelle an das 
betreffende 


Zwangsmittelun zu wenden, 


Kreiskommando um Anordnung von 


Das Kreiskommando hat in solehen Fällen, wo 
es sich um grössere @Qnantitäten handelt, nach mit 
der Kreissufsichtskommission gepflogenem Einverneh- 
wen über die Verpflichtung zur Abgabe des betref- 
fenden Quantums endgiliig zu erkennen und erforder- 
!ichenjells dessen zwangsweise Wegnahme zu Gunsten 
der Polnischen Futterzentrale bzw. der Rauhfutter- 


einkaufsstelle als deren Beauttragte zu verfügen, 


Für das zwangsweise eingelieferte Stroh ist die 
Rauhfuttereinkaufsstelle verpflichtet, den Produzenten 
den vollen Übernehmspreis zu bezahlen, Der Produ- 
zent verliert jedoch in diesem Falle die Berechtigung 


auf die Anzeigeprämie und Liegerungszuschlag. 


Nr. 17. 


Umrechnungskurs des Rubels. 


Mit 22. Jänner 1918 wurde der Rubelkurs auf 


220 Kronen = 100 Rubel 
festgesetzt. 


E. Nr. 436|VA. 


Nr. 18. 


Parteienverkehr bei der Kassa des 
Kreiskommandos. 


Am 1. Montag eines jeden Monats werden in 
der Zeit von 10 Uhr Vormittag bis 1 Uhr 
Auswärts 


Nachmit- 


tag in erster Linie die von erschienenen 
Wojts bei der Liquidatur beziehungsweise Kassa des 
Kreiskommandos ausnahmslos abgefertigt werden. Die 
übrigen Parteien nur nach Zulässigkeit wach Abler- 


tigung der Wojte, 


E. Nr, 1810|VA. 
Nr. 19. 


Ausbildungskurs für höhere Gemeinde- 
beamten. 


Innern in 
Warschau veraustaltet iu der Zeit Feber 
bis 11. Mai 1918 einen 3-monatlichen Ausbildungs- 


Das kön. pclnisehe Ministerium des 
vom 11 


kurs für höhere Gemeindebeamten wie Bürgermeister, 
besoldete Magistratsmitglieder und Kreissekretäre für 


Gemeindeangelegenheiten. 
Die Teilnahme ist kostenlos. 


Nähere Weisungen erteilt die Politische Abt. 


des Kreiskommandos, 


E, Nr. 1986$]17. 
TA 


Nr. 20. 


Rechtsabteilung des Militärgeneraigou- 
vernements in Lublin. 


Laut Erlass des k, u. k. Militärgeneralgouver- 
nements vom 4, November 1917 BZCh. Nr. 38018]17 
wurde mit der Vertretung der k. u. k. Militärverwal- 
tung in Prozessen und anderen Reohtsangelegeuhei- 
ten insbesondere vor den polnischen Gerichten und 
Behörden im Sinne des Art. IV. Aus, 2 des Verfas- 
sungspatentes vom 12. September 1917 V. Bi, Nr. 75 
die Rechtsabtelinng des MGG. betraut. 


St. III. 


5. 
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E. Nr. 1175|VA. 


Nr. 21. 


Einhebung von städtischen Zuschlägen 
beim Ausstellen von Auslandsreisepässen. 


Auf Grund des Gesetzes vom 6,18. Februar 
1868. verlautbart; auf Seite 433, Band 67 der Gesetze- 
sammlung des Königreiches Poleu hat das k. u. k, 
Militärgeneralgouvernement io Lublin mit Erlass 
A. Nr, 166417]17. vom 10, Jänner !$18, mit 1. Jänner 


1918. die Einhebung einer Zuschlagsgebühr bei der 


Ausstellung von Auslandsreisepässen in der Höhe von 
ye 10 (zehn) Kronen bewilligt. 

Diese Zuschlag gebühr hat zu G.nsten der 
Kassen jener Städte zuzufliessen, in welchen der 
Auslandsreisepass ausgestellt wird, berührt richt die 
bei der Ausstellung von Reisepässen zur Einhebung 
staatliche 


gelaugende Stempelgebühr und wird bei 


der städtischen Kassa erlegt. 


Beraerkt wird, dass das kaiserlich deutsche Okku- 
pationsgebiet in Polen nicht als Ausland gilt, daher bei 
der Ausstellung von Reisepässen nach diesem Gebiete 
die besagte Zuschlagsgebühr nicht eingehoben werden 


wird. 


NICHTAMTLICHER TEIL. 


Massnahmen zur Erleichterung des Ermittlungsdienstes. 


Zur Erleichterung der Feststellung der Hingehörigkeit überzähliger Gepäcks- und Fraehtstücke usw. 


ist den Versendern anzuraten, im eigenen Interesse in jedem Stück cbenauf einen Zettel mit der genauen 
Adresse des Absenders und des Empfängers (Absende- und Bestimmungsstatien) einzulegen. 


Bei Wagenladungen empfirhit sich die Anbringung eines gleichen Zettels im Innern des Wagens. 


Ein Ankleben des Zettels ist unzulässig. Es ist hiebei jedoch darauf zu achten, dass nach der Entladung 


dieser Zettel sofort wieder entfernt wird, 


Erleichterungen des Reiseverkehres 


jenem des Generalgsuvernements 


zwischen dem Gebiete des k. u. k. Militärgeneralyouvernements Lublin und 
Warschay. 


(Vdg. BI, St. XXV. v. J. 1317. Nichtamtl. Teil.) 

Der Herr Deutsshe Vertreter bezim Militärgeneralgduvernement Lubiin wird bis auf weiteres ermäch- 
tigt, Personen, die im Militärgeneralgouvernement in Lublin ihren ständigen Woehnsitz heben und sieh 
durch einen von der zuständigen k. u. k. Behörde ausg-stellten Pal ausweisen, Reisescheine zu Reisen 
nach bestimmten Orten des Generalgeuvernements Warschau und zwar, sowohl für einmalıge wie wieder- 


holte Hin- und Rüokreisen mit einer Giltigkeitsdauer bis zu 3 Monaten zu erteilen. Personen bis zu 15 
Jahren in Begleitung reisescheinpflichtiger Familienangehöriger bedürfen keines Reisescheines; ihre Mit- 
reise ist jedoch auf notwendigste Fälle zu beschränken. 

Unter Ermäßigung der für die bisherigen Passierscheine gezahlten Gebühren sind für Reisescheine 


bis zu obengenaunter Gilvigkeitsdauer zu erheben: 


a) bei einer einmaligen Hin- und Rückreise 2 M, 


b) kei wiederholten Hin- und Rückreise DM, 


Die Gebühren können in besonders begründeten Fällen gauz oder teilweise erlassen werden. 


Im Grenzverkehr zwischen dem Militärgeswralgouvernement Lublin und dem Generalgouvernement 


Warschau bleiben die bisherigen Bestimmungen in Kraft. 


Versendnung von Privatpostpaketen über die Grenzen des k. u. k. Verwaltungsgebie- 
tes in Polen. 


(Vag. Blatt St. XXV., Nichtamtl. Teil). 

Jede Privatpostpaketsendung, welche über die Grenzen des k, u, k. Verwaltungsgebietes in Polen 
bestimmt ist, bedart außer der Postbegleitadresse (Zolldeklaration, statistische Wearenerklärung) eines 
Dokumentes des Militärgeneralgouvernements in Bezug auf die Ausfulır. Es sind erforderlich: 

l. Nach der Monarchie: 

a) für ausfuhrverbotene Waren ein Ausfuhrzertifikat der Warenverkehrzentrale beim M,-G.-G. in Lublin, 

b) für nicht ausfuhrverbotene Waren eine Bescheinigung des Kraiskommandos. 

2. Nach dem deutschen Verwaltungsgebiete, Deutschland oder dem sonstigen Ausiande: 


a) für ausfuhrverbotene Waren eine Ausfuhrbewilligung des Militärgeneralgouvernements (Waren- 
verkehrszentrale beim M.-G-.G, in Lublin, 


b) für nicht ausfuhverbotene Weren eine Bescheinigung des Kreiskommandos, 


Bezüglich der erforderlichen Postbegleitdokumente besteht kein Uuterschied zwischen Sendungen 


nach dem Deutschen Verwaltungsgebiete oder nach Deutschland. 


Sendungen, für welche ein Ausfuhrzertifikat beigebracht ist bedürfen keiner weiteren Bestätigung 


des Kreiskommandos, 
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Der K. u. k. Kreiskommandant: 


ADOLF SCHALLER, m. p. Oberst 


